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Informationsschreiben „Information über die Tarifeinigung vom 28. März 2015 zur Ent-

geltordnung für Lehrkräfte“ 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Staatssekretär Hecke, 

 

wie im Telefonat am 18. September 2015 kurz erwähnt, bitte ich dringend um ein Gespräch 

mit Ihnen und Herrn Dr. Schrapper zum Informationsschreiben „Information über die Ta-

rifeinigung vom 28. März 2015 zur Entgeltordnung für Lehrkräfte“ Ihres Hauses, versandt 

Ende August vom LBV an die tarifbeschäftigten Lehrkräfte. 

 

Abgesehen davon, dass das Informationsschreiben bei den Beschäftigten zu einer großen 

Verunsicherung geführt hat, aus haftungsrechtlichen Gründen aber keine Beteiligung der 

personalaktenführenden Dienststelle in Form einer Beratung oder Empfehlung stattfinden 

kann und die Verschlechterungen für Lehrkräfte aufgrund der Entgeltordnung verschwiegen 

wurden, wird mit der Passage auf Seite 2 des Schreibens zu einem Drohmittel gegriffen, 

dass die Koalitionsfreiheit der GEW in rechtwidriger Weise einschränkt und eine haltlose 

Behauptung enthält, die gegenüber den Beschäftigten zurück genommen werden muss:  

 

„Vorsorglich weise ich auf Folgendes hin: 

Sollten Sie ausdrücklich oder auf andere Weise (z. B. durch Teilnahme an einem Streik der 

GEW, der die Tarifierung einer Entgeltordnung für Lehrkräfte fordert) bekunden, dass Sie 

die Anwendung der mit dem dbb abgeschlossenen Entgeltordnung für Lehrkräfte auf Ihr 

Arbeitsverhältnis ablehnen …, wird das Land Nordrhein-Westfalen prüfen, ob Ihrem Wunsch 

auf Abschluss eines geänderten Arbeitsvertrages entsprochen werden kann….“ 
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Informationsschreiben der anderen Bundesländer, soweit sie mir bisher bekannt sind, ent-

halten diese Passage nicht. Es ist für mich unbegreiflich, warum in NRW dieser Versuch einer 

Nötigung der Beschäftigten eingefügt wurde. 

 

Über ein zeitnahes Gespräch würde ich mich freuen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Dorothea Schäfer 


